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1. Einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn
Wer den ganzen Tag arbeitet, muss sich von dem
erarbeiteten Lohn auch ernähren können. Es kann 
nicht richtig sein, dass die Steuerzahler Lohndumping
mancher Unternehmen durch ergänzendes Arbeitslo-
sengeld II bezahlen müssen. Mindestlöhne sind wirt-
schaftlich vernünftig, weil Lohndrückerei die Kaufkraft 
der Menschen schwächt.

2. Gebührenfreie Bildung von der KiTa bis zur Universität
Wir wollen nicht, dass in Deutschland die Zukunftschan-
cen eines Kindes vom Geldbeutel der Eltern abhängen. 
Deshalb muss Bildung kostenfrei sein. Noch immer
gehen die Kinder abhängig von ihrer sozialen Herkunft 
auf die weiterführenden Schulen. 

3. Neue Regeln für die Finanzmärkte
Zu wenige Regeln und zu wenig Aufsicht haben welt-
weit zu der dramatischen Krise an den Finanzmärkten 
beigetragen.

4. Am Atomausstieg festhalten und erneuerbare
Energien ausbauen
Die sichere Endlagerung des Atommülls ist ungelöst.
Die katastrophalen Zustände im Atomlager Asse
beweisen dies. Der Ausbau erneuerbarer Energien kann 
viele neue Arbeitsplätze schaffen, die Windenergie ist 
das beste Beispiel dafür.

5. Einen Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung
für Kinder ab einem Jahr
Nur ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für alle 
Kinder vom 1. Geburtstag bis zum Schuleintritt schafft 
wirkliche Wahlfreiheit bei der Betreuung und Sicherheit 
für Eltern. Die vorschulische Bildung entscheidet über 
die Lebenschancen. 

10 Gründe am 27. September SPD zu wählen
Die SPD will:

6. Eine Bürgerversicherung als Krankenversicherung 
für alle
Sie bewirkt eine Entlastung der Beitragszahler und ver-
ringert die Arbeitskosten der Arbeitgeber. Gesamtge-
sellschaftliche Leistumgen der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (z.B. beitragsfreie Mitversicherung von
Kindern) werden solidarisch auf alle verteilt.

7. Flexible Übergänge zur Altersrente
Viel Berufe erlauben keinen starren Renteneintritt. 
Körperliche und psychische Erschöpfung erfordern 
einen früheren Renteneintritt, körperliche und geis-
tige Fitness erlauben einen späteren Rentenein-
tritt. Wir wollen die Möglichkeit der abschlagsfreien
Rente durch Zusatzbeiträge schaffen.

8. Einen höheren Spitzensteuersatz für mehr 
Investitionen in Bildung
Starke Schultern können mehr tragen. Investitionen in 
Bildung sichern die Zukunft Deutschlands. Die Erhöhung 
des Spitzensteuersatzes trägt zur Gerechtigkeit des 
Steuersystems bei. Niedrige und mittlere Einkommen 
hingegen werden entlastet.

9. Kommunales Wahlrecht für nicht Nicht-EU-Bürger
Die  mangelnde Möglichkeit der  politischen  Teilha-
be eines  immer  größeren Bevölkerungsteils stellt auf 
die Dauer ein ernstes Problem  für die Demokratie dar.
Einwanderer wollen und sollen über die Zukunft der 
Städte in denen sie leben mitbestimmen.

10. Außenpolitik: Aktive Abrüstung für eine friedliche Welt
Wir wollen die zeitnahe nukleare Abrüstung, auch von 
den Waffen, die in Europa gelagert sind. Hiroshima und 
Nagasaki dürfen sich nie wiederholen.
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Der Deutsche Bundestag hat am 
18. Juni 2009 den Vorschlag des SPD-
Bundestagsabgeordneten Stünker 
für eine gesetzliche Regelung zur 
Wirksamkeit und Reichweite von 
Patientenverfügungen beschlos-
sen. Künftig werden die Vorausset-
zungen von Patientenverfügun-
gen und ihre Bindungswirkung 
eindeutig im Gesetz bestimmt.
Für die medizinische Behandlung 
eines Menschen gilt, dass in jeder 
Lebensphase der Patient entschei-
det, ob er ärztliche Hilfe in Anspruch 

Patientenverfügung: 
Selbstbestimmung bei Leiden, Krankheit und im Sterben

nehmen will. Mit Hilfe einer Pati-
entenverfügung kann man für den 
Fall der Entscheidungsunfähigkeit 
schriftlich im Voraus festlegen, ob 
und wie man in bestimmten Situa-
tionen z.B. bei schwerer Krankheit 
oder im Sterben ärztlich behandelt 
werden möchte. In der Patienten-
verfügung können auch Bitten ge-
äußert oder bloße Richtlinien für die 
behandelnden Ärztinnen und Ärzte 
und das Behandlungsteam aufge-
nommen werden.
Das nun beschlossene Gesetz 
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Schicken sie die Antwort an den SPD Ortsverein Wunstorf, Wasserzucht 22, 31515 Wunstorf. Einsendeschluss ist der 20. Oktober 2009.

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Der Gewinner wird schriftlich benachrichtigt.

Gewinnen Sie drei City-Gutscheine der
Werbegemeinschaft Wunstorf im Wert von 50,  30 und 20 Euro

betont die Selbstbestimmung des 
Patienten. Niemand ist verpflichtet, 
eine Patientenverfügung zu erstel-
len. Doch der Wille derjenigen, die 
sich dafür entscheiden, muss ohne 
Einschränkung Gültigkeit besitzen, 
wenn Patientenverfügung und 
Lebenssituation übereinstimmen. 
Dazu zählt auch, dass eine Patien-
tenverfügung jederzeit mündlich 
widerrufen werden kann.
Informationsmaterial zur Patienten- 
verfügung stellen wir Ihnen auf 
Anfrage gerne zur Verfügung.


